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DER POSTKOLONIALE STAAT IN LANDERN DER DRITTEN WELT , 

MOTOR ODER HEMMNIS VON ENTWICKLUNG? - EINE ALTE KONTRO VERSE 

1M LICHTE JON GERER ERFAllRUNGEN IN AFR IK A 

, . Einleitung: "Ents taatlichung" als Aus weg aus der Entwicklungskrise? 

Seitdem Entwic klungspolitik be trie ben wird, gib t es auch e ine akademische 

Kontroverse um die Rolle des "peripheren Staates" im Entwicklungs prozeß. 

Wä hrnd die einen behaupten, nachholende EntwiCklung (1. S. der 

Modernis ierung vorindustrieller Ge se llscha ft en) sei nur mitt els gezielter 

s taatlicher Intervention möglich. behaupten die anderen , die Regierungen mit 

ihren aufgeblähte n Beamtenapparalen hä tten s ich als die sch we r s twiegenden 

Hindernisse für eine gesunde EntwiCklung der Gesellschafte n der Dritten 

Welt entpuppt. Für beide Positionen gibt es in hinreichendem Maße 

empirische Belege , mit anderen Worten. jede der bei den apodiktischen 

Feststellungen is t le icht fals ifizie rbar, Läßt sich - so muß man aber immer 

wieder fragen - e ine Haupttendenz fes t s te llen ? Vertreter der Pro- Fraktion 

können auf die r e lativ erfolgreichen Beispiele s taatli ch gelenkter 

nachholender Indus trialisierung in As ien hinweisen 

"Schwellenländer" Tniwan und Südkorea ebenso wie auf d en 

auf die 

S tadtstaat 

Singapur und auf die sozialis tische Volksrepublik China . Andererseils 

be tonen die Vertre ter der Contra- Pos ition das Versagen s taatliCher Politiker 

in v ielen Ländern Schwarzafrikas , Asiens und Lateinamerikns. die diese bis an 

die Schwelle der Unregierbarkeit gebraucht haben. Im JRhre 1985/86 wurde 

die Weltöffentlic hkeit z.ll. Zeuge des Nie del'gangs des 1\1nrcos- Regimes auf 

den Philippinen - e ines bis dahin "s t arke n Staates", Kurz zuvor war das 

Numeil'i- Regime im Sudan in die Knie gegangen: der se it 16 Jahren 

regierende Alleinherrscher war mit se inem Latein am Ende, gefangen in den 

Falls tricken der Verschuldung. Sichtbars ter Aus druck solcher 

Regierbarkcitskl'isen sind die imme nsen Verschuldungsprobleme zahlre icher 

Staaten der Dritten We lt, die aufgrund der fin anzie ll en Abhängigkei t vom 

Aus lrmd jeglichen autonomen Hnndlung!';spieh'aum für die Verwirklichung 

eif!C"ncr F.ntwick lungsziele zu vcl'iie r c n Ge fa hr laufen. Es gehört zu den 

dli s t c l's tcn PC'rspekliven für d ie Zukunft der Dritten Welt. daß d ie hart 

crrung-enc politische Freiheit (bei Er langung der völkerrechtlichen 

So u \'(,l'bnilät ) nun , fi ls Folge der mit geli ehenem Fremdkapilal finanzierten 
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Entwic klung!'i vc r s uc he, v ielerorts zu e ine r bloßen Erinnerung an eine 

enttäuschte Hoffnung zu verblassen droht. Dieses Phänome n gilt vor allem 

für Afrika südlich der Sahara , auf das sich die folgende Argumentation 

hauptsächlic h bezieht . 

Es ha t den Anschein, daß jedes Experiment mit de r Freiheit im 

postko loniu len Afrika zu einer Einbuße an s taa tlic he r Souver änit ä t führte. 

wenn es s ic h zu weit von einem 11 middle cf the road"- Kurs entfernte. Ghana 

unter Nkrumah und Guinea unter Sekou Toure mußten für die 

"Link sabwe ic hungen" ihrer Führer hart beza hle n, e benso wie Uganda unter 

se inem Pe inige r fd l Amin oder der Sudan unter Oberst Numeiri für den eher 

"rechte n" politisc hen Extremismus ihrer Führer zu leiden hRtten und haben. 

Andererseits kann ma n seine Augen nicht vor der Tat sache ve rschließen,daß 

die drei Länder Afrikas mit eindeutig "neo- kolonialist ischem" Kurs (wenn 

darunter eine Wirt schafts - und EntwiCklungs politik verstanden werden soll. 

die nicht gegen die In teressen der kolonialen Mutterlä nde r wirtschaftliches 

Wachstum erzie le n will. sondern mit deren Hil fe - alle rdings zum Preis ihrer 

politischen Anpassung und ideologisc hen Unte rwerfung) . re lativ günstige 

Entwicklungserfolge erzielt haben. In der Elfe nbeinküs te, in Kenia und 

Malawi ist die Situation der Grundbedürfnisbefriedigung der Massen, 

basierend auf e ine r staatlic h zwar gelenkte n. abe r dabei rela tiv liberalen 

Marktwirtschaft besser a ls in d en jeweiligen Nachbars toate n. Stehen Freiheit 

nach auRen und nationale Entwicklung in einem Widerspruch sverhältnis 

zueinande r ? 

Im folgenden gehe ich von der Prämisse a u s. dnß gesellschaftliche 

Entwicklung in Ländern der Dritten We lt ohne de n S tant oder quasi am Staat 

vorbei . um seinen bÜl'okratischen oder paras itären Aus wüc h sen zu entrinnen . 

nicht möglic h is t. Damit soll nicht gesagt werden. daß nicht in vielen 

Ländern eine Reform an Haupt und Gliedern s taotli cher Organisation 

dringend geboten ist. Hin gegen scheint sich im Zu ge der gegenwärtigen 

e ntwick lungs politische n Diskussion übel' einen wünschenswerten 

"Po litikdia log " zwischen Indus triestaAten und Entwicklun~sliindern eine 

Tenden z a u szubreiten - vo r a llem in den drei kon~ervntivcn OECD- St anten 

USA. Großbritannien und der Bundesrepu b lik Deutschland - . die Krise der 

EntwiCk lungspolitik allein wieder auf inte rne ( " hau!igem~chte" ) Faktoren 

z urüc k zuführen. Dabei we rden die sich seit e i ni~en Jnhrcn verschlechternden 

internationalen Rahmenbedingungen für die EntwiCklung der Dritten Welt eben­

so ausgeblende t wie die ko llektive n Fehler. die die in terr.nl ion nie Gemein- . 

scha ft der Entwicklungbe rate r . - helfe r und Entwic klungs finn.nz ie l's beg~ngen 
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hot. t e il s nus borniertem Eigeninte resse • teils aus ft1angel an h inreichende r 

Erfahrung. 

Der Staa tsapparat in Entwicklungs ländern (EL) wird nun als Hauptböse­

wicht und Iluuptsc huld iger ausgemach t. Dabei kann man den "per iphe re n 

Staal " (wie der Staat in EL o ftmals in hä ßlichem Wissenschartsdeutsch 

genannt wird' unter drei Aspekten betrachten : 

Stont im Sinne der personellen Führung e ines Volkes. e ine r als Nation 

oder Nationa ls taa t organisierten Bevölkerung ; 

Stllot im Sinn e der kollektiven Führun g eines Vo lkes durch eine privi­

legier te. s t aa t sn ahe Gruppe oder Kaste ("Staatsklasse" ); 

Staat in der Ersche inungsform des s taatlic he n und halb s tBatlichen Wirt ­

schaftssek tol's im Unterschied und in Konkurrenz zu privat wirtschaftlichen 

Wir tscha ft s - Or ganisationsformen. 

Zus amme ngefnßt kann man sagen: der demokratisch nicht legitimierte 

Führer (entweder in Zivil oder in Uniform), die p a ras itäre Staats klasse und 

dos überbürokr atische interventionistisc he staatseigene Unternehmen s ind d !e 

drei "B uhmänne r" . die heute in der Staats- und Entwicklun gsdiskussion 

angeklagt we rden. Unter dem Stichwort "Entstaatlichung" wird ihre 

weitgehende Selbs tabs chaffung empfohlen. Eröffnet s ic h damit ein Ausweg 

aus der ge genwärtigen Sackgasse de r EntwiCklungskrise in Afrika und 

o.nderswo? 

Sozialwissen sc ha ftler aus der Bundesr e publik De utsc hland. aber 

zunehmend auch s olche aus den EntwiCklungs ländern selber. bes chäftigen 

s ic h se it Jahl'en mit den Spezifika des Ve rhältnisses zwischen Staat und 

Gesellsc ha ft . Politik und Wirtschaft. Staatsführern und Staatsvolk . Dabei ist 

es nicht so rech t gelungen. exklusive Be sonderhe iten bei den Funktionen des 

pel'iphere n Staates zu finden. Ob sich als Staat organisierte Herrschaft in 

einem kapitalistisch- entwickelten oder in e inem ab hängig- kapit alistischen 

Milieu entfnlte n und bewähren muß. sche int nicht von grundsätzlich 

unte r schiedlicher Art zu sein (vgl. Ilanisc h / Tetzlaff 1981 / 1986). Die jüngste 

Staatsdis kussion hat s ich ouf das Verhalten der Staats führer und der 

Stnntsklnssen konzentriert und deren e ntwicklu n gspolitisc h hemme nde Folgen. 

Dre i An 5ii t ze so lle n im folgenden kriti sc h di s kutiert wE"rden; Gerhard 

IfRucks These vom "Pfründenkapitalismu s" • Eriche Weedes These der 

"Rcnt -Seekin g Societ y" und Yoweri K. Museveni5 These von der Un fiih igkeit 

un d dem morRlisc hen Vcrsngcn von Afrikas Staat sführern . 
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1. Der starke Staat und die Allgegenwart des Politischen 

Die Frage nac h den Leistungen oder Fehlleistungen von S laatseliten der 

Dritten Welt hat durch die Verschuldungsp roblematik e ine neue politische 

Aktualität gewonnen: den Gläubigern im Wes ten kann es nicht egal sein, 

welche Wirtschafts- . Sozial- oder Siche rheitspolitik ein La nd t reibt. wenn 

davon dessen Fähigke it zur Schuldenbedienung und damit !'>cine internationale 

Kreditwürdigkeit bes timmt wi rd . Ob pos tko lonia le Staaten von Tyrannen wie 

Id i Amin (in Uganda). v on Clan s wie den Duvaliers in Ha iti oder von 

polit ischen Dilettanten wie etwa " Kaiser" Bokassa (von der 

Zen t rala f rikanisc hen Republik) oder ober von verant wortungsvol len 

S taatslenkern wie etwa Mugowe von Simbabwe regiert we rden, ist deshalb für 

die Metropolen des internationalen Systems wichtig, we il diese Regime auch 

im schli mms ten Fa ll eines können: s ie vermögen d ie poJitischen 

Rahmenbedingun gen für privatwirtscha ftliche In vestitionen. überhaupt für 

die gedeihliche Entwic klun g des Marktes. zu beeinflussen. und zwar le ic hte r 

nega tiv a ls positiv. Tran snationale Un te rnehmen zu Inves titionen im e igenen 

Land zu veranlassen. is t nur bei reichen Rohstoffländern r ela l iv leicht . 

ge wichtige r hin gegen ist die pote ntielle Abschreckungs mac ht afrika nische r 

Regierungen : s ie können 

ges talte n, daß nur noch 

das politische Inv estitionsklima e ines Landes so 

unverbesse rliche EntwiCklungs he lfer aus dem 

Aus land dort noc h Unte r s tützung gcwähren wollen. 

Der n igerianische SozialwissenschafUe r Claude Ake hat e inma l die These 

aufgestellt : "Wir sind b erauscht von Po litik ; die Prämien auf politische Macht 

s ind so hoc h. da ß wir bereit s ind, selb s t die extrems len r.loßnahmen zu 

ergreifen ; wir ne igen dazu, all unsere Energie in den Ka mpf um die Macht 

flie ßen zu lassen - auf Kosten wirtsc haftlich produktiver Anstrengungen; 

und wir suche n gewohnheitsmäßig für praktisch alle Probleme politische 

Lösungen." ( zit . nach G. Hauk 1983 . S. 100 f.) Politischer Wettbewerb a ls 

gnadenloser Kampf um Prämien ist ein Bild. das m.E. nicht nur nige rianischc 

Verhältn isse zu illust rieren geeignet is t - es is t auch typ isch für z . B. 

Mittelamerika • In dien. Pak is tan, de n Iran . Afghanistan e tc. Natürlic h gibt e s 

für diesen Politikl'aU.';ch mehrere Gründe. Eine wichtige Rolle s pielt das 

s pezifische Verhältnis zwischen Staat und Bürger - e in Asy mm e trisches, von 

Willkür und totalitären Elementen bedrohtes Zwan gsverhältnis • wobei s tets 

kulturräumliche Spezifika zu beachten s ind . Im is la mischcn KultUl'raum '1.. R . 

s ind anti- indiv idua listische Tende n zen s tark ausgeprägt. Politische Gegner 

des jewciligen "Monarchen " wu rden in Sy rien oder im Irnk trad ition s gemäß 

als Unmen schen be handelt un d häu fig mass.enha ft und ohne Geric ht sverfahren 
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umgcbracht, so wie es heute im Ira n des Ayatolla Khomeini a n der 

Tagesordnung is t . Oie e r st in Ansätzen begriffene Trennung des Sakralen 

vom Politischen hat vor a llem in der arabischen We lt d ie Kraft einer 

theologisch untermauerten Herrschaflsordnung noch nicht verdrängen 

können. v.a. in Saudi- Arabien, in Marokko. in den Golfstaaten. 

Autonome Subsysteme der Gesell schaft, die der zu Willkür und 

Vermessenhe it neigenden Staat sgewalt Mäßigung aqferlegen können, konn ten 

sic h ers t ansa t zweise herausbilden . " Diese konstitutive Schwäche von 

Indi viduen. Gruppen. Parteien, Klassen und Berufsverbänden gegenüber dem 

allmäch tigen S tAat (oder der jeweils amtieren den Regierun g) korrelier t" - so 

hat H. C. F . Mans ill a jün gst in einem geis treiche n Buch an gemerk t - Umit der 

weitvcl'b r eiteten und von s ehr diversen politisch-ideologischen Ric htungen 

geteilten Auffassung. daß s ich der Staat als irdisc he Ma nifestation des 

göttlichen Willens im Die sseits ke ine Beschränkungen seiner Funktionen und 

Machtvol1kommenheit gefallen lassen darf" (Man s illa 1986. S. 172). 

Die Anerkennung von individuellen Me n schenrechten durc h staatliche 

He rrscher ist in einem solc hen System nic ht vorgesehen. Der Staat is t nicht 

etwa Diener der Gesellsc haft. sondern umgeke hrt - die Da sein sberechtigung 

des einzelnen e nts teht e r s t durch dessen Un terordnung unter die Obrigkeit. 

Oie Priorität des Staates vor der Wohlfahrt des e inzelnen Bürgers verringert 

li priori den Stellenwert des Individuu ms. "dem eine niedrigere on tologische 

Dignität zusteht" (Mansillrl 1986 . S. 173). Es g ibt keine Ausgrenzungsrechte. 

di e der einzelne gegenüber se inem St aa t in Anspruch nehmen könnte. 

Staatliche Herr schaft ist daher im Prinzip a nti- pluralistisch und autoritär, 

dabei in der latenten Gefahr. bei Bedrohung in totalitäre Herrschaft 

umzuschlagen. Der politi sche wie kulturelle Verfall de s I rans unter der 

Mullah- I1errschaft zeig t die Schwäche dieser traditionalen Herrschaft s form 

nuf. FAta l is t zusät zlic h. daß sich auto rit ä res. anti - demokratisches 

Selbstver s tändnis traditiona ler Her rscha ft mittels der modernen techns ic hen 

Inst rumen te wes tlicher Gesellschaften künstlich aufrec hte rhalten lä ßt. Die 

polit ische Opposition in a utoritären Regimen der Dritten Weil wird zunehmend 

mit Elektornik fl ufgespiirt und überwach t (vgl . Nnbudere 1984). 

Oe i Allem VCJ'sUindn is für andere Kulturen mu ß in diesem Mi ßverhältn is 

zwischen einem stnr ken autoritären willkürlic hen Staat und einer sc hwach 

orga ni s ierten . nbhllngigen und im Konflik t fall rechtlosen Gesellschaft eine 

zentrale Ur snche für die Wciterentwic klung der Unterentwicklung 

n ic h I- demokratischer Ent wicklun gsgesellschaften gesehen werden . Zwei 

Gr ün de s inri hier zu nennen: 

41 



Zum einen der Mange l an Selbstregulierung des politisch- sozialen Systems : 

jeder gravierende Fehle r an der Systemspitze wird zur Katastrophe für die 

Gesellschaft mit lang andauernden Folgen; zum anderen die 

Exterritorialisierung gerade der ungefügige n. kreativen und beruflich besser 

qualifizierten Bürger. Diese ziehen ein Leben als Flüchtling, Asylant oder 

"Gas tarbeiter" in einem fremden Recht~staat der von Unberechenbarkeit 

gekennzeichneten Situation im autoritär-repressiven Heimatland vor - ein 

schlimmer Aderlaß für Entwicklungsländer. die am meisten unter dem Mangel 

an qualifizierter eigener I\·Janpower zu leiden haben. 

Daraus ist die Schlußfolgerung zu ziehen: Nicht der "starke Staat" an 

sich ist ein zentrales En twicklun gshindernis, 

konfliktfähige InteresscngruP11en nur 

Erwerbsgesellschaft vis-d- vis eines Staates, 

sondern die in Bezug auf 

schwach organisierte 

der Zuständigkeit für alle 

Lebensbereiche bea ns prucht und als handelnder Staat keiner sozialen 

Kontrolle unterworfen ist. 

"Staat" ist dabei oft nur ein politisch- militärischer Führer mit seiner 

Klientel. 

3. Pofitische Stabilitä t als Entwicklungshindernis 

Ein anderes beliebtes Argument zur Erhär tung der These vom Staat als 

zentralem Ent wick lungshin dernis ist der Hinweis auf die mange lnde politische 

Stabilität von Entwic k lu ngsgesellschaften. Unter den "sechs Faktoren der 

Verarmung't (Ver~chuJdung; "zweckentfremdeter, mißhandelter Ackerboden"; 

Bevölkerungswac hstum ; Verlust der eigenen Kultur. Speku1fmten und 

Landräuber), die l.B. der "Schneider-Report " an den Club of Rome anführt, 

rangiert topolitische Instabilität von Hingerer Dauer" als die Nummer eins 

("Die Revolution der TIarfüßigen" 1986, S. 46). In Afrika seien in den 

letzten 25 Jahren mehr a ls 70 Re gierungschefs in 29 Lfi ndcrn durch 

Attentate. Säuberungen und Putsche gestürzt worden und von 41 Lfindern 

Sc hwarzafrikas lassen nur 

Einparteienstaaten und 18 haben 

sechs Oppos itionsparteien 

Mi litärregime (eboa .. S. 46). 

zu, 17 s ind 

Das Stabilitäts- Argument als Erkiärung für Unterentwicklung muß jedoch 

als unpassend und zu undifferenzierl zurückgewiesen werden. Es gibt Fälle. 

in de nen langanhaltende politi~che Stabilität - symbolisiert in der personellen 

Herrschaft eines erfolgreich etablierten Führer~ - ungün s tige politische 

Rahmenbed ingungcn für eine gesunde gesellschaftliche Ent wicklung nbgibt. 

Nehmen wir zwe i unterschiedliche Ffille : 

1. Beispiel: TanZl'lOin unte r der 25jiihrigen politi schen Ftihrung ein e~ 
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außergewöhnlich integeren und k lugen Staats- und Parteifilhrers (Julius 

Nyerere) hat eines der stabilsten politischen Regime Afrikas hervorgebracht ­

gleichzeitig gehören dessen Entwicklungsergebnisse zu den kläglichsten des 

Kontinent~. Hier liegt die Vermutung nahe , daß die hohe Verehrung des 

ehernen t1Mwalirnut1 (des verehrten Lehrers) notwendige Kurskorrekturen des 

politischen Systems. vor allem bei der staatlichen Lenkung des 

Entwick lungsprozesses , e her erschwerte. Ein charismatischer Führer wie 

JuIius Nycrere. der seine Legitimation für politische Herrschaft im umsichtig 

und erfolgreich organisierten kolonialen Befreiungskampf gewonnen hatte, 

wurde ungewollt. doch zwangsläufig zur Bremse der Entwicklung von 

kollektiver Lernfähigkeit der Volksgemeinschaft. Wer wollte gegen den Helden 

antreten , wenn dieser sich von den Erwartungen "seines t1 Volkes zu weit 

entfernt und sich zu lange in unrealistisc hen Gesellschaftsutopien - z.B. in 

Ujamaa-Kollektivc auf dem Lande unter bürokratischer Kontrolle von 

ungeschickten oder parasitä ren Kadern der Einheitspartei - verstrickt hatte? 

2. Beispiel: Der Sudan wurde 16 Jahre lang von einem Militäroffizier 

regiert bzw. in Ohnmacht gehalten, der zwar Kontinuität der Herrschaft 

seiner Person symbolisier te, der aber politische Stabilität der 

gesellschaftlichen Verhältnisse nicht garantieren konnte (im Unterschied zu 

Nyerere). Im Durchschnitt hatte Staatspräsident Numeiri jährlich einen 

Gegencoup 

Gruppen 

unzufriedener MHitörs oder einen Umsturzversuch 

zu überstehen Studentendemonstrationen und 

oppositioneller 

Streiks von 

Staatsbedienstetcn nicht eingerechnet. Für das westliche AU$land sowie für 

arabi!'>che NAchbl1rstaaten war zwar der politische Uberlcbenskün s tler Numeiri 

ein Garant des Regimes (mit pro- kapitalistischer und anti-sowjetischer 

Orientierung seit 1971). aber niemand konnte dessen Dauer garant ieren; 

denn ihm fehlte ein festes gesellschaftlic hes Fundament, d. h. es gab keine 

konfIiktfähi~en Gruppen. die ihre In teressen dauerhaft im Staatsapparat 

aufgehoben wußten und diesen bee inOussen konnten. Damit wurde es für 

IÄngerfri~tige Investitionen unknlk ulic rbar, oder eber die 

zus tande gekommenen Geschäftsverbindungen waren mit einem hohen Risiko 

versehen. DA ß das Numeiri-Regime 11'017. nachweislicher und sichtbarer 

Fehlleistungen Als KAtalysator für Entwic klung immerhin ca. 10 Mrd. US- $ 

Schulden im Au~IRnd machen konnte, ohne a ls Regime eines ressourcenarmen 

Stnntes der Vierten Welt dafür mn.ter ie lle Sicherheiten bieten zu können, muß 

als eine Gipfelleis tung n friknni~cher Staatskunst betrachtet werden (ihr steht 

freili c h eine ebenso hochkarätige "Leistung" an VerantwortungSlosigkeit 

sei tens der auslfindi~chen (jliiubiger gegenüber). 

43 



Daß die im Ausland beschafften Slantsrevenuen entwicklungspolitisch 

wenig s innvoll investiert wurden. vor allem in kostspielige Fabriken und 

überdimensionierte Jnfrastrukturprojekte. lag nicht a lle in an 

Fehlent scheidungen der politischen Führung mit ihren internationalen 

Entwicklungsberatern • sondern auch am Mangel an gese llschaft lichen 

Voraussetzungen für ein e von unten getragene und politisch kontrolliertc 

EntwiCklung. In einer Entwicklungsdiktatur a la Nume iri können s ich daher 

Fehlperzcptionen und Fehler an der Spitze ungebrcmst multiplizieren und 

vergrößern. Unter solchen Bedingungen wid politi.5che Stabilität zum Fluch : 

die Scheinstabilitfit des Regimes schafft das politisch richtige 

tnvestitionsklima al s Voraussetzung für externe 

zur Hauptstütze für die Stabilisierung 

(inkompetenten) Führers nach innen wird. 

Unterstützung, die wiederum 

der Machtstellung eines 

Ein solche rmaßen stabiles 

(stabilisiertes) Regime kann auf Legitimität von Herrschaft durch eigene 

Leistungen so lange verzichten . wie der Führer genug "ßeute" im 1n - und 

Ausland zur Verteilung an seine Klientel zu mache n versteht. Doch wenn 

schließlic h da s Regime zusammenbricht. ist der finanzielle Schaden für das 

Volk größer , a ls wenn das Regime und se in Führer im Ausland als weniger 

kreditwürdig eingestuft worde n wären. Die gescheiterten Diktatoren gehen 

mit gefülltem Beutel ins Exil, aber die St3AtRschulden bleiben; s ie Jasten 

Generationen lang auf dem Buckel des Volkes. 

Andererseits ist in S taaten mit vorzeigbaren Entwicklungserfolgen 

Taiwan und VR China. Aigerien und Tunes ien. Jndien und Singapur -

relative politische Stabilität der Führung wenigs tens a ls eine notwendige 

Voraussetzung flir Entwicklung anzusehen. Stabilität muß dabei mit einem 

Mindestma ß an Wandlungs- und Anpassungsfähigkeit einhergehen . um ein politi ­

sches Regime vor Alterssklerose zu bewahren - das typische Sc hicksal von 

Mobili s ierungs regimen 

(Kemal Atta Türk ; 

Sambia; Bourgiba 

mit anfangs erfolgreichen charismatischen Führern 

Tito in Jugoslawien; Nas ser in Ägypten; Kaunda in 

in Tunesien; Castro in Kub a e tc. ). Das wohl 

übeneugendsle Beispie l Wr eine erfolgreiche Synthese der Kontinuität von 

personaler Herrschaft und Flexibilität bei der Anpnssung von 

He rrsc ha ft s inst it u t ionen an neue gesellschaftliche Anforderungen s tcllt die 

republikanische Dynastie der Nehru/Gandhis in Indien dnr. 

Die ansonsten häufi~ vorkommenden llnrcgierbnl'ke it s krisen der Ge genwart 

so läßt s ich abschließend eine Reihe von lleobochtungen ols These 

formulieren spiegeln einen notwendigen Lcrn- lind Suchprozeß von 

En twicklungsgesell!'=chnften wider. Was ist die Io!cf'ig-netste F01'I11 politischer 
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lIerrschaft. um mit den neuen post kolonia len 

werden? Welche Rolle spie len dabei noch die 

manchmal visionären Persönlichkeiten - . die 

Her:usforderungen fertig zu 

"Führern - die energischen. 

vor 20 oder 30 Jahren die 

Vo lksrnassen zum Kampf gegen koloniale Herrschaft mobili s ieren konnten? Es 

bleibt weiterer Forschung vorbehalten . herauszufinden. ob auc h in Afrika 

und Asien ein Politikwandel in Richtung auf "Entmonarchisierung" 

stattfindet. d.h. ein Prozeß der übertragung von Herrschaft s funktionen von 

charismatischen Persönlichkeiten auf Verfassungsorgane . Staatsinstitutionen 

und Parteiapparate. Anzeichen von Rationali s ierung und Bürokrlltisierung 

von Herrsc haft im Max Webersehen Sinne sind in der Dritten WeIl vorhanden 

und werden teilweise durch ihre zunehmende Einbindun g in das moderne 

interdependente Welt system erzwungen. Z. B. wird jetzt weltweit eine wichtige 

Domäne staatlicher Politik rationalisiert und vereinheitlicht : die Aufnahme. 

Registration und Administration von Auslandskrediten. Dennoch deuten die 

Erfahrungen in der VR China. (Deng Tsiao- ping). auf den Philippinen (nach 

dem Sturz des Diktators durch die neue Volksheidin Corazon Aquino an der 

Spitze einer breiten 0PPl)sitionsbewegung). im Sudan (mit Siddig el Mahdi als 

neugewähltem Premier) oder in Ghana (Oberst Rawlings) in die Rich tung , 

daß zwar politische Führer n ach wie vor eine überragende Rolle in 

Entwicklungsgesellschaften spielen werden. daß s ich aber die Kriterien ihrer 

Rekrutierung und Legitimierung ändern: gefragt sind nicht mehr die 

charismatischen visionären Volkstribune vom Typ Nkl'umah oder Kaunda. 

sondern pragmatische. s parsame und vor allem glaubwürdige Staatslenker . 

die etwas von Verwaltung. Verkehrswesen, Finanzen und Wirtschaft 

verstehen . 

{I . Hoben Afrikas politische Führer moralisch versagt? 

Die These. daß allein oder hauptsächlich externe Faktoren (der 

Imperialismus oder Neo-Kolonialismus. wie als einer der ersten Kwame 

Nkrumah b e hauptete) für die afrikaniSChe Krise verantwortlich seien. scheint 

auch in Afrika an Oberzeugungskraft zu verlieren. Auch Staaten mit 

"anti- imperia li s tischen" Regimen (wie das sozialistische Mozambik unter der 

Frelimo- Führung oder das dezidiert anti - neokolonialistische Guinea unter dem 

Alleinherr'seher Sekou Toure) gehören n äm lic h an vorderster Stelle in die 

Kateg-oric der Enttiiuschungen. 

Eine neue Generntion von Führern setzt sich heute in Positur und hält mit 

Kritik an ihren Vorgängern nicht zurück. Fast alle Stantslenker der ersten 

Um~bhüngigkeit ::::ge ner(ltionen s ind gestürzt. exiliert oder umgebrAchl worden. 
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oder müssen s ich harte Kritik gefallen lossen. Yoweri Kaguta Museveni , seit 

Ende Januar 1986 Präsident Ugandas und erster Staatschef Afrikas, der 

nicht durc h einen {\'1ilitärputsch oder eine Palastrevolte • sondern durch einen 

gewonnenen Guerillakampf an die Macht gekommen ist, vertritt öffentlich die 

Meinung. "die HRuptschuld für das Scheitern des unabhängigen Afrika 

(liegt) bei den afrikanischen Führern selbst. Es wäre Eskapismus, nur die 

e hemaligen Kolonia lmächte oder die USA dafür verantwortlich zu machen , .. 

Hätten die afrikanischen Führer nur gewollt, so hätten sie ihre 

Unabhängigkeit ausüben können. Viele von ihnen waren der Aufgabe jedoch 

nicht gewachsen, nicht intellektuell, nicht ideologisch, nicht politisch und 

ganz bestimmt nicht moralisch. In ihren Augen war die Unabhängigkeit ein 

Freifahrtschein in die Selbstbereicherung mit allen MItteln ... " (1986. S. 

86). 

Er s taun liehe rweise werden bei dieser Problems icht internationale 

Rahmenbedingungen für Entwicklung a usgeblendet - nach dem Muster " Hätten 

Afrikas Führer nur gewollt . . . " . Da sie nichts für ihr ihnen anvertrautes 

Volk tun wollen, sind sie Egoisten und Verröter. Demgemäß kategorisiert 

Museveni seine Kollegen wie folgt: "Seit seiner Unabhängigkeit wurde Afrika 

hin - und hergezerrt zwischen einerseits dümmlichen Quis lingen, bloßen 

Karikaturen der schlimmsten Erscheinungsformen der europäischen 

Mitte lschicht und andererseits 'revolutionären' Pfuschern fab ischer 

Provenien z, gewöhnlichen Mördern und assortiert en Opportunisten. Ihre Zeit 

verbringen sie damit. Menschen in Sicherheitsverwahrung zu nehmen, wenn 

sie sie nicht gar ermorden. und politische Strategien und Papiere 

auszuspucken. die meilenweit von der wirklichen Situation entfernt sind und 

ungeeignet sind. die Probleme des Kontinents zu lösen. DAS ist es, weswegen 

das unabhängige Afrika in Verruf geraten ist." 0986. S. 87) 

Sicherlich sind diese Vorwürfe nicht ganz unberechtigt: Staatslenker 

verwandelten s ich von Freiheitshelfen und Hoffnungsträgern zu Peinigern 

ihres Volkes: Arap Moi von Kenia, Milton Obote von Uganda. GAafnr Numeiri 

im Sudan. Siad Barre in Somalia. Sekou Toure in Guinea. Kwame Nkrumah 

von Ghana etc. Nicht das Wohlergehen der Bevölkerung \\Ior Zweck ihrer 

Staatstätigkeit • sondern - und zwar je länger s ie regierten - die Erhaltung 

der e igenen politischen ~loch t seiten s der Führer - die Vornussetzung für 

persönlichen Reichtum und Ruhm. Aber dennoch wird hier dos Kind mit dem 

Bade ausgeschüttet. Politik wird nich t nur von e ini gen Männern gemacht. 

sondern Politiker operieren im Rahmen von gewachsenen Strukturen und 

können höchstens einmal günstige to,-lachtkonstcllationen zum eigenen VOl'leii 

46 

nützen. WIlS aher - wenn die objektiven po1iti~chen Hnndlungsspielräume 

immer enger werden? 

5. Die These von der "Rent -Seeking Societyll: eine Erklärung für Armut? 

Die theoriebildende Phantasie der Sozialwissenschaftler ist vom scheinbar 

bizarren Verhalten politischer Führer in Afrika häufig angeregt worden. 

Offensichtlich Macht und Privilegien zu haben. ohne entsprechende 

Leistungen zu erbringen. ist zwar in aUen lIe rrsf!haftsgeseUschaften ein 

bekanntes Phänomen. gilt aber in armen EL a ls besonderer Frevel. So ist in 

jüngster Zeit die sozialwissenschaft liehe Argumentation über die Missetaten 

und Schwächen des "peripheren Staates" durch die Kontroverse um die 

"Rent -Seeking- Society" erweitert und vertieft worden. Der Kölner PolitOloge 

Eriche Weede s ieh t in der Jagd der Eliten nach Renten das Hnuptübel in der 

Dritten Welt. Dieses Verhalten sei für die Perpetuierung der Armut und der 

Unterentwicklung verantwortlich. und nicht etwa die internationalen 

ßeziehungsmuster, wie die Dependenz-Theoretiker seit Jahren behaupten. In 

Anlehnung an die US- amerikanischen Autoren James Buchanan und Robert D. 

Tollison definiert Weede " Renten" als "Zahlungen an d ie Besitzer von 

Ressourcen, die über dem liegen, was der Ressourcenbesitzer auf einem 

Wettbewerbsmarkt erreichen könnte". "Rent - Seeking" sei dann der Versuch. 

überhöhte Erträge zu erzielen. indem Preise verzerr t und s ie dem 

Wettbewerb entzogen werden. Der Staat erscheint in diesem 

Interpreta tionsnnsn tz als Interventionsstaa t , der die Marktgesetze außer 

Kraft se tzt und Alternativen, d. h. politischen Verteilun gsprioritäten folgt 

(Weede 1985. S. 273 - 275). 

Nun kann man ja nicht ausschließen, daß auch in Ländern der Dritten 

We lt Regierungen a ls gute HGesamtkllpita li sten" (oder gar "Gesamt sozia listen") 

im gezielten Interesse der Unter- und Mittelschich t intervenieren. Sind nicht 

die sozials taatlich beeifnlußlen Regierungsstrategien eines Präsidenten 

Allende von Chile oder eines Premierministers Manley von Jamaika in diesem 

Sinne zu interpretieren (selbst wenn sie letz tlich schei terten)? Noch Weede 

jedoch gibt es "keinen Grund anzunehmen. daß die einkommensschwachen 

Schichten Vel'teilungskämpfe regelmäßig gewinnen. daß also 'Rent - Seeking' 

einen egalisierenden Einfluß auf die EinkommensverteiJung hat" (Weede 1985. 

S. 275). Hierin kann mnn Weede zustimmen, doch was besagt dieses 

Argument letztlich? In welchem Land der Welt gewinnen Un terschichten 

Verteilungskiimpfe? Sozia le Revolutionen sind sie Ausnahme in der Geschichte 

der Menschheit! Aber \vic z. B . ~ollen Lilndreformen durchgeführt werden. 
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wenn nicht durch gezie lte staatliche Eingriffe von oben. die dem sozialen 

Verändel'ungsdruck von unten komplementär entsprechen? 

Gegen Weede hat daher Georg Simonis 

sich als Anhänger des neoliberalen 

zu Recht eingewandt, 

WirtschaCts modells 

daß dieser 

an einem 

Konkurren'Zmodell orientiere. das "in den Entwicklungs ländern niemals auch 

nur annähernd bes tanden hat " (Simonis 1986, S . 102) . Einer 

his torisch - genetischen Betrachtungsweise verpflichtet, mahnt Simonis die 

Einbeziehung der Analyse von Herrschafts- und Ges elischaftsverhäItnissen 

an: danach fehlten in den meisten EL die sozia len Voraussetzungen für das 

Funktionieren von ökonomisch aufgeklärtem politischen Handeln im Sinne des 

Neoliberalismus . 

Der zweite Aspekt der Kritik Weedes an staatli chem I;andeln in der Dritten 

Welt - die Tendenz der maßlosen und kostspieligen Prlvilegierung der 

stantsnahen Klientel - scheint mir zutreffender zu sein. Dies ist eine 

Variante der Eisenhansschen These 

Staatsklasse" oder eine argumentative 

Haucks über den "Pfründenkapitalismus" 

der "Selbst-Privilegierung der 

Fortführung der Beobachtungen 

in Nigeria (s. u.). Nach Weede 

bevorzugt der politisierte Staat - weil alle Politiker vom Primat der eigenen 

Machterhaltung aus denken und handeln - nur je ne Klientelgruppen , die für 

die eigene Herrschaftss icherung notwendig und nüt zlich seien. Dabei 

entstünden exzessive Kosten, die der Mehrheit der Bevölkerung verschleiert 

würden - das zweite Hauptübel der Rent - Seeking- Society. Weede hat "immer 

dasselbe Grundmuster" beobachtet: "Politiker gewinnen Unterstützung vor 

allem auch dadurch, daß sie relativ kleinen Gruppen deutlich sichtbare 

Vorteile versprechen, daß sie die Kosten verschleiern und der Allgemeinheit 

flufbürden. Die kleine Gruppe wird die s ichtbaren Vorteile dankbar 

bemerken, die große Gruppe, etwa der ländlichen Produzenten in der Dritten 

Welt, bemerkt den Schaden nicht so leicht " (Weede 1986, S. 112). 

Die Weltbank 'l.B. hat zahlreiche Beispiele parat. die s olches Verhalten 

von Eliten best ätigen. Hier ist dann auch der Ansatzpunkt für 

"Polit ikdialoge" zwischen Gläubiger- und Schuldnerstaaten : letzteren soll im 

Dialog Kos tenbewußtsein beigebracht werden . Wer. wollte ern's thnrt bestreiten. 

daß ein solches lnstrument entwick lungspolitisch sin~voll eingesetzt werden 

könnte - vorausgesetzt. e s gä be realistische Enlwicklungsperspektiven, für 

die es sich lohnte . Opfer zu bringen ? Fehlen diese aber, kann 

"rent-seeking" als individuell rationales Verholten überlebensorientierter 

Eliten interpretie rt und verstanden werden. Wo die Hoffnung auf Enlwicklung 

schwindet. blühen Zynismus und Selbs t bereicherung . 
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6. Reprivatisierung als entwickJungspolitische Antwdrt auf staatlichen 

"Pfründenkapitolisnlus H? 

Häufi g und zu Recht is t darauf hingewiesen worden. daß es Politiker und 

Sta atsfunktion iire in Entwicklun gsgesellschaflen le ichter als in 

Jndustriestaaten habcn. sic h auf Kosten der Allgemeinheit und zum Schaden 

von produktive n Inves tit ionen zu bereichern. Ha rtmut Elsenhans hat dieses 

Merkmal bürokratischer Gesellschaften in der Dritten Welt al s 

"Selbs tpriviIegierung" einer bürokra ti sc hen Klasse an der Macht 

"Stants klasse" bezeichnet. eine Verha lte nsweise. die nur durch den 

"Zw:mg" . die eigene Herrschaft, wie auch immer, zu legitimieren, in ihren 

e xzessiven Aus maßen begrenzt würde . Bezogen auf Nigeria. hat Gerhard 

Hauck die dortige Staatsklasse als korrupt , pa rasitör und einem 

"Pfründen kapitalismus" verpflichtet beze ichnet : zum Unterschied von den 

meisten von Mox Weber behandelten Fällen von 'Pfründnern' handelt es sich 

im (damalS von Pe tro-Dollars noch überfließenden) öls tant Nigeria nicht etwa 

um staatliChe Amt s träge r . die zur Erfüllung ihrer Amt s pflichten vom 

s taatlichen Ge ldeinkommen unabhängige Pfründe "bezogen" . '!sondern um 

private Kapita li s ten. die einen Teil des s taatliche n Ge ldeinkommens als 

Kapita l zu private r Ausbeutung übertragen bekommen" (I1auk 1983 , S. 105) . 

Was dies~n Ansatz interessant macht - und in diesem Punkt auch der 

randunschnrfen Universaltheorie von Elsenhans überlegen ist - ist die 

Tats ache, daß mit ihm die starre analytische Einte ilung in "moderne" und 

tltrnditionclle". bürokrlltische oder unterne hmerische Führer bzw. 

Funktionäre überwunden und neue politische Einflußkonstellationen erklärt 

we rden können. Anhand der EntwiCklung Nigerias zeigt Hauck. warum die 

traditione llen Herrscher - vor allem die Emire im Norden - ihre ererbten 

Vorsprünge an Macht und Reichtum behalten und au sbauen konnten. Als 

politisch- religiöse Führer, die über feste "vote banks" ve rfügen und damit 

gegenüber den Politikern Verweigerungsmacht zur Sc hau stellen können. 

"besitzen sie d ie idealen Voraussetzungen Cür die Obernahme der 

contrac tor - RoUe: sie haben politischen Einfluß und Be ziehungen . Sie haben 

Geld. und sie haben Cast immer Unte rtanen. die die technischen Fähigkeiten 

besitzen. die (zahlreiche n 

Entwicklungs- )Projckte als 
von der Re gie rung in Auftrag gegebenen 

Sub- Contractors (me hr oder weniger gut) 

auszuführe n" . Dilher sei es n ur folgerichtig. wenn traditionelle Herrscher 

nicht nur in den modernen Institutionen des VerCass ungssys te ms eine 

wichti ge Rolle spielten. sondern auch vielfältige Beteiligungen an dem 

Wil't scha ft s unt e rne hmen des modernen Sektors besitze n (Hauck 1983. S. 108). 
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Bei den FÜhrungspositionen in Nigeria scheint damit nicht eine soziale 

Differenzierung von Berufsrollen nnch den Kriterien von Fochkompetenz und 

Leistung stattzufinden, sondern eher eine Konzenlrierung und Häufung von 

gewinnträchtigen AkHvitäten in der Hand derer. die eine personelle Nähe zur 

Bürokratenhierarchie herstellen können. Der soziale Rang des einzelnen. 

auch von Minderheiten aBer Art. ist - so mp.inte schon Homayoun Katouzian 

1980 - "eine Funktion der relativen Abhängigkeit vom Staat" (zit. nach 

Hanisch/Tetzlaff 1981/1986. S . 297). Allerdings gilt auch die Umkehrung: bei 

der Erfüllung ihrer Amtsgeschäfte der Steuer- und Cebühreneinziehung. der 

Strafverfolgung und der Aktivierung der Landbevölkerung für kommunale 

Gemeinschaftsarbeiten sind Staatsfunktionäre auf ihre gesell schaf tUchen 

"counterparts" - die Repräsentanten von sozialer Autorität - angewiesen. In 

vielen Fällen kaM man von einer zwar nicht konfliktfreien , aber doch 

funktionierenden lierrschaftssynthese s prechen. Das gemeinsRme Ziel ist 

primär die perRönliche Bereicherung und Herrschaftssicherung im Rahmen 

seiner Pfründen und Lizenzen. und erst in zweiter Linie - wenn überhaupt -

die Entwicklun g des Landes zum Wohle der Gemeinschaft. 

Angesicht s solcher Verhältnisse - und 

scheint es wenig konsistent. 

Nigeria ist bestimmt 

wenn heute 

kein Einzelfall 

internationale 

Entwicklungsinstitutionen die stärkere Förderung privntwirtschaftlicher 

Aktivitäten propagieren. Als Begründung wird das Versagen des staatlichen 

Wirtschaftssektors angeführt . Von weittragender Bedeutung fUr Afrika wurde 

vor allem die generelle Verurteilung der staatlichen Entwicklungsbemilhungen 

durch die Weltbank . Im sogen. "Berg- Report" von 1981 konstatierte sie. daß 

der öffentliche Sektor überdehnt sei. was angesichts der gegenwärtigen 

Knappheit an Finanzmitteln • Fachkräften und an Organisationskapazitäten 

eine Verschwendung darstelle. Das wirtschaftliche Wachstum hätte bei 

Anwendung marktwirtschaftlicher Methoden und weniger Stsalsinterventionen 

höhere Erträge erzielen können - so lautete die Conclusio der Oank. In 

ähnlicher Weise hat der 1986 publizierte "Schneider"- Report an den "Club of 

Rorne" (mit dem Titel "Die Revolution der Barfüßigen") die Rolle des Staates 

im Enlwicklungsprozeß gegeißelt und ein "Scheitern der Entwicklungspolitik 

der le tzten zwanzig Jahre" konstatiert. vor allem im Bereich der 

Großprojekte (Staudämme. Fabriken und andere "weiße Elephanten 1
'). Drei 

Faktoren seien dafür vor allem verantwortlich: 
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Zu viele industrielle Großprojekte nach westlichem Vorbild. die völlig 

ungeeignet für die Bedürfnisse der dortigen Bevölkerung sind. 

Viel invest ierles Ge ld . aber zuguns ten weniger. 

Eine Politik. die frontal mit den örtlichen 

Kulturen zusammenprallte und eine 

und nationalen Strukturen und • 
Abwehrreaktion seiten s der 

Bevölkerung AUR!öste, für deren Nutzen sie eigentlich bestimmt war. 11 (S. 

20) 

Aus dicsem kritischen Bericht an den Club of Rome wird aber auch 

deutlich. daß die ausschließliche Betrachtung der Leistungen oder 

Fehlleistungen des Staates - im Unterschied zu privaten Akteuren - zu kurz 

greift. Die aktuelle Diskuss ion scheint die Erkenntnisse wieder auszublenden. 

die die Dependenz-Diskussion der 70er Jahre gebracht hatte: Restriktive 

internationale Rnhmenbedingungen beschrönken nationale Handlungsspielräume 

für EntwiCklung u.U. ganz massiv. So hat auch die gcgenwtirtige Krise der 

EntwiCklungspolitik zweifellos mehrere Urheber. Bei den miserablen 

Resultaten in der drilten Entwicklungsdekade handelt es sich um die 

Paradigma krise einer 30jährigen Epoche. Wenn es zutrifft wie der 

Sehn eider-Re port unter Hinweis auf Informationen seitens der 

Interamerikanischen Entwicklungsbank behauptet daß von 40 großen 

Staukraftwerken in der Welt 39 Mißerfolge waren (und nur der 

Konssou-Staudamm in der Elfenbeinküste als r e lativer Erfolg gewertet werden 

könnte). dann erscheint es beinahe zweitrangig. ob die Regierung dieses 

oder jenes Staates 

sparsam oder verschwenderisch plante; 

bürokratisch effizient oder durch Korruption gelähmt agierte; 

- demokratisch legitimiert war oder ihre Macht mit Hilfe von Bajonetten 

Ausübte. 

In jedem Fall wurden auf der Grundlage von Plänen . Finanzen und 

Beratern aus dem In- und Ausland Projekte konzipiert, die der nationale Staat 

im EntwiCklungsland initiiert hatte und die dann weit unterhalb der 

gesteckten Projektzie le blieben. 

Ist dieser generelle Befund - an dem es wenig zu zweifeln gibt - Grund 

genug für eine so weitgehende Ächtung des staatlichen Interventionismus in 

der Wirtschaft unterentwickelter Länder? Und ist die von der Weltbank und 

anderen Enl wicklungsbehörden des Westens empfohlene Privatisierung 

("Entstaatlichung" des Wirtschaftslebens) eine praktikable Alternative? 

Ich glaube. daß hier vor übereiligen Kritiken gewarnt werden muß. Bei 

aller berechtigte,' Kritik an den Auswüchsen staatlich - bürokratischer 

Herrschaft in sich ent wickelnden Gesellschaften ist nur dann EntstaatliChung 

als Strategie der besReren Ressourcenverwendung zu vertreten. wenn 

politische IlEmdlun gstriiger als Alternative existieren. 
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"Wer Pr ivatisierung propagie rt. b e gibt sic h in den Zugzwang. Wege 

aufzu zeigen. wie Privatisierung sozia l 

en t wie kl un gs poli tisch verheerende Folgen zu 

verträglich und ohne 

bewe r kstell igen ist. Eine 

überzeugende Antwort auf d iese Frage fehlt bislang" - konstatierte 1986 eine 

Hamburger Gruppe von Dr itte-WeH - Forschern (Körne r et 01. 1986, S. 12). 

7, Zu r notwendigen Schutzfunktian des Staates: die Rolle staatseigener 

Unt ernehmen 

Der Grad der Verstaatlichung einer kopitaIisthichen Vo lkswirtschaft ist 

eine Funktion der politischen Reife ihrer Bevölke rung : je umfassender ein 

Staatsvolk in eigenen Interessenverbänden und "Parteien" o rgani siert is t und 

diese in politischen Entscheidungssystemen repl'äsentier t sind. desto e her 

s te ht z u erwarten. daß s ic h staatliche Intervention auf d ie Herstellung 

a llgemeiner Rahmenbedingungen für die Entfaltung privatwirt schaftIicher 

Aktivitäten beschränkt. Staaten a llerdings mit "nachholender" oder 

"überholender" Entwicklung als politischem Lcitziel sind auf einen s tarken 

Inter ve nUo nsstnat angewiesen: er muß z um einen als Katalysa tor und 

Organisat or wirken . zum a nderen kommt ihm eine zentrale Schutzfunktion 

beim Wettbewerb mit Rnderen Konkurrenten auf dem We ltmarkt. a ber a uch auf 

dem einheimischen Binnenmarkt zu. Die Katalysatorfunktion des Staates hat 

eine lange Tra dition. 

Zunächst einmH I ist daran zu erinne rn , daß der s taatliche Wirtschaft ssek­

tor ein Produkt de r europäischen Kolonialherrschaft ist. Auf direkter 

staAtlic her Intervention in die Produktions" und Verteilungssysteme der 

einheimisc hen B~völkel'ungen beruhte die Logik der kolonia len Ausbeutung . 

Marklwirt schaftliche Anreize a lleln hätten wohl nie mals a u sgereicht, um 

a u tonome Beuerngemeinschaften z ur Selbs tauflösung und Transformation in 

weltmarkt abhängige und kapitalakkumulie re nde Agrarunternehmen zu 

veran lassen. Die ers ten "staatseigenen Wirtscha ftsun tcl'nehmen" (SEU) Asiens 

un d Afrikas waren J{olonialuntcrnehmen . wie Plan tagenbetrie be • 

Bergwerksun te rnehmen und Verma t' ktungsgesellschaften. 

Auch die zent ralen Staa tsapparate waren koloniale Ab lege r s taaten de r 

Mutterländer, d . h . bürokratisch - tee hnokr ati sc he Anstalten zur 

Reglementierung der produktiven Erwerbssc hichten mitt els weni g Zuckerbrot 

und viel Peit sche . Was blieb den Führern der siegreichen 

Befrei un gs be we gun gen 

lIerrsehsfts gc bäude auf 

anderes übrig . a ls dieses fremdländische 

ihrem entweihten Boden ers t e inmal zu besetzen und 

dann l.U a fl'ikan isieren·? Die theoretische Alternative - "Zerschln gung" des 
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kolon iAlen S taat sapparates - war Utopie : eine mit vi~J Ge walt in Jahrzehnten 

umge formt e und nach außen orientierte Volks wirtschaft ließ s ic h nicht einfach 

per De kret rückgängig machen oder gar in e inen autonomen Zus tand der 

Selbstversorgung rüc kve rwandeln. Gab es sc hon keine Stunde Null für die 

postkolon ia len 

jedoc h durch 

Machtinhaber • so konnte der übe rnommene Staat sapparat 

Zuteilung neuer Aufgaben erweite rt werden . Mangels einer 

einhe imischen Bourgeoisie. die sich - befreit vom kolonialen Joch - neue 

In vestitions felder erschlossen hätte, mußten die s taatlic hen Führungskader 

die Initiotive e r g reifen . 

Staat gei genen Wirtschaftsunternehmen wurden seit der Unabhängigkeit 

fol gende Funktionen übertragen: 

1. Erlangung s taatlic her (nationaler) Kontrolle über die Schlüsselbereiche der 

Wirtschaft . v. a. im Bergbausektor , um der "Souverönität lt eine materielle 

Bas is zu geben. 

2. Schaffung von Infrastrukturen in den Verkehrs- und Energiesektoren 

zwecks Aufbau vo n Industriebetrieben ; 

3, Gründung neuer Wirtsc haftszweige , z. B. Erdölförderung • Zementfabri­

ken. Obst - und Gemüsekonserven- Industrie, Stahlwerke ete .• für deren 

Finanzierung privates Risikokapila i in a us reichender Menge nicht 

vorhanden wa r. 

4. Sc haffung und Ausweitung von Beschäftigungsmöglichkeiten für rasch 

wachsende und höher qualifizierte Erwerbsgruppen. 

5. Gewä hrung von Beratung und Kreditmitteln an nationale Unte rnehmen. die 

nur mit Hilfe des Staates in die Lage versetzt wurden, etwas Neues zu 

probieren (z. B . T1'3ktormechanisierung). 

6. Aufbau von Schutz- und Anreizmechanismen • um Betriebe und Produkte 

der natio nalen Arbeit gegen die ül;>ermächtige Auslandskonkurrenz zu 

schülzen. z, B . in der Textilindustrie. 

We nn heute über die FehlschlÄge mit SEU geklagt wird . dann muß daren 

erinnert we rde n. daß die unsere Epoche kennzeichne nde Idee der staatlich 

ge lenkten Entwicklung ganzer Gesellschaften die Gründung s taatlicher 

ße hörden zur Steuerung und Verteilung von Finanzmitteln (von oben nach 

unten und von außen nach innen ) stimulieren mußte. Und nicht zuletzt 

wnr en es die Staaten der OE CD und die We ltbank . die zu r Schaffung von 

s taAlli c he n Sonderbehörden mit spezie llen Etnwicklungsaufgaben ermutigten. 

um somit die a ls bürokratisc h und korrupt geltenden Minis terien oder andere 

etablierte St fl3 lss tellen zu umgehen . Oftmals entstanden auf diese Weise 

Pnrallelverwaltungen in ein und demselben s taatlichen Aufgabengebiet 
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(Energieversorgung. Straßenbau). die sich wechselseitig eher lähmten als 

ergänzten; aber die Unverzichtbarkeit dieses Steuerungsinstruments war 

damit nicht in Frage geste llt. So lange es private Organisationen nicht gibt. 

die als Motor für Enlwic klung fungieren, müssen staatseigene Unternehmen 

(z. B. nach chinesischem oder algerischem Mus ter) ihre Katalysatorfunktion 

behalten. 

8. Fazit 

Erstens: Nach einem Vierteljahrhundert Unabhängigkeit, in welchem in 

Afrika (wie auch in anderen Regionen der Dritten Welt) verschiedene 

Verfassungs- und Diktaturexperimente durchgeführt worden sind . wissen wir 

um die Mängel der bestehenden Herrschaftsregime . Niemand aber kann 

präzise sagen, welche Form von politischer Herrschaft für Afrika 

situntlonsgemä ß wäre - nachdem das parlamentarische Westminster - Modell im 

ersten Anlauf ebe nso versagte . wie charismatische Führungsstile mit 

pscudo- konstilutionellen Institutionen oder Einparteien~ygteme mit oder ohne 

innerparteilicher Demokratie. Die überrage nde Rolle der Massen 

mobilisierenden Führer scheint der Vergangenheit anzugehören. Mit 

steige nder Auslandsverschuldung Wächst die Nachfrage noch encun 

pragmo tisc h - technokratischen FührungskollektIven . 

Zwe itens: Selbstbereicherung und Jagd nach Pfründen und Renten sind 

universell vo rkommende Erscheinungen von lJerrsc haftseliten. Daß diese 

politischen PhÄnomene in Afrika zu einem Krebsschnden werden konnten, hat 

zwei Ursachen : Zum einen bietet der s t aatliche Wandlungssektor für kreative 

unternehmerische Persönlichkeiten oftmals den einzig a.ttraktiven Sektor . Vor 

ein allem entbehrt das wirtschaftliche Subsystem sei es 

marktwirtschaftliches . se i es ein s ubsistenzökonomisches - einer eigenen 

Au tonomie und d"!r Aussicht nuf Erfolg und Selbstverwirklichung - ebenso 

wie das akademische Berufsfeld . Wer dennoch Auf der Leiter der sozialen 

Mobilität aufs teigen will, 

Stastssphäre kaum stabile 

unterentwickelt 

tntervention sstaat . 

Lebensbereiche . 

vis -a-vis 

Die 

findet a ußel'halb der politisch-administrativen 

Betiitigungschancen. cl . h. die Gesellschaft ist 

einem bürokratisch überentwickelten 

Konseque nz ist Oberpolitis ierung aller 

Zum onderen fehlt es den pOSlkolonialen StAatsapparaten afrikanischer 

Gesellschaften an ins titutionelle r Kontrolle von Herr~chaft . In vorkolonialer 

Zeit warp.f\ Ve rAntwortung und Legit lmf\tion von Herrschaft, sowie 

Begrenzung staatlicher Willkür trAditione ll - virtue ll begründete 
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Selbstvers tiindIichkeit. Afrika steht heute vor q.er Aufgabe, nach den 

Turbulenzen von Sklavenhandel und KOlonia lismus s ituationsgemäße Formen 

staatlicher Praxis zu finden, die demokratische Partizipation zu lassen. Afrika 

braucht die Ins titutionalisierung von Bürgerrechten, und daß es dabei aus 

den europäisch- amerikanischen Erfahrungen lernen kann, mag für manche 

bedrückend s ein . Immerhin wäre aus ihnen auch zu lernen, daß Afrika im 

heutigen Z.ustand seiner Produktivkraftentwicklung ohne die Katalysator- und 

Schutzfunktionen des planenden Staates nicht auskommen kann. Es kann 

nicht darum gehen, den "peripheren Staat" funktional zu beschneiden und 

personell ,u entmündigen; vielmehr mü ßten die internationalen 

Rahrncnbedingungen für Entwicklung so umgestaltet werden, daß es sich für 

kreative Personen und s elbstbestimmte Gruppen in EntwicklungSländern 

wieder lohnt, Energien auch außerhalb der staatlichen Arena einzusetzen. 

Nur eine nrbeitsteilig-dynamisierte partizipatorische GeselJs chaft bringt auch 

die KrAft auf, die notwendigen Kraftproben mit dem Staat um Abgrenzung 

der Rec hte und Regrenzung der Herrschaftsprivilegien zu wagen. 
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T. V. Sathyamurthy 

STATE POWER AND SOCIAL CONFLICT IN POST- COLON IA L AFRICA: 

THE CASE OF UGANDA (I) 

The devclopment of stote power under conditions of underdevelopment 

and dependcnt development is a problematic of central importance to the 

study of l'hird World politics. Nol o ll lhe countries of the Third World 

manifest , ln the post - colonial era. 0 c lcar aIignment of interests which can 

be defined os perteining to e ruling clas s whic h inherits or takes control of 

stete power h-om the colonial authorities ot independence (2). 

Post - colonial Africa offers a vuriety of patterns of change in the 

structuring of the sta te and the contral of its power. The s pectrum 

describing the modeliti es of the post-colonial state in Afriea ranges between 

two poles: 

1. At one end ere the Iew eases of societies which have emerged as a con­

sequence of national liberation s truggles (more or less partial, or 

truncnted in characler) end offer cxamples of we ll - developed instruments 

of (more 01' less centralised) state power; these sta tes are compelled. by 

the very nature of the soeial forces that brought them in to ex istence in 

the firs t place. to fun ction in a general atmosphere of relutively 

well - developed poJitic al and ideological consciausness of different 

segments of the mass of the people (3). 

2. At the opposite end are a relatively large number of societies in which 

the s tate 

divided ) 

has cmerged as the instrument 

ruling c lass (which inherited 

of a weak, frogmented (or 

power from the colonial 

government. not on the s trength of a populnr movement 01' political 

s truggle rooted in a mass - based political organizstion. but rether as a 

result cf power being handed over by the departing colonial suthorities 

in the form of a 'nei?0tialed se ttlement') in a ccndition of acute 

in stnbiJily. 

Between t hese two pole!'; are societies in which political power is 

concenlrntcd in state structure more or les~ responsive to pressures and 

cross -pressurc~ g-ener3tcd by cl3f;se5 (nr segments of classes) et different 

levels of politienl consCluus ness und activalcd by con flic ting interests. 

During lhe );l. ~t three dccades a number cf indepe ndent African states 

hnve fl'Cfl cntly c xpcl'ic ll ccd military coups which continually exposc the 
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